
Stellungnahme des Hauptpersonalrats beim Thüringer 
Ministerium für Wirtschaft, Wissenschaft und Digitale 
Gesellschaft zur Hochschulentwicklung 2030+  

- Grundsätzliche Positionen des HPR -

1. Grundsätzlich: Es fehlt eine personelle Untersetzung zahlreicher geplanter
Maßnahmen
Die Evaluation bestehender Strukturen in Hinblick auf potenzielle Kooperationen zieht

sich wie ein roter Faden durch das Dokument. Jedoch wird nicht berücksichtigt, dass

solche Evaluationen Kapazitäten binden, die das großenteils ohnehin überlastete

Personal nicht hat. Wünschenswert ist aus unserer Sicht hingegen eine Evaluation

bestehender Strukturen und Prozesse in Hinblick auf den Abbau von Bürokratie.

Ausufernde Berichtspflichten, die sich nicht aus gesetzlichen Verpflichtungen ergeben,

müssen geprüft werden. Unseren Erfahrungen nach mündet das Qualitätsmanagement

oftmals in ein Quantitätsmanagement.

Auch das verstärkt aufzubauende Monitoring und die Dokumentation im Forschungs- und 

Transferbereich sowie die angestrebten Flexibilisierungen im Bereich der 

Hochschulbildung (Umgestaltung im Bereich des Studiums, flexible 

Studieneingangsphase, akademisches Mentoring) bedeuten viel zusätzlichen Aufwand 

und erfordern damit zusätzliches Personal. 

Gleiches trifft auch auf die Digitalisierung zu, die nicht immer zu Effizienzgewinnen führt 

und oft sehr viel Personal bindet. 

2. Hochschulen in der Gesellschaft – Demokratie in der Hochschule
Das Kapitel zur Rolle der Hochschulen für die Demokratiebildung befürworten wir und

finden die Platzierung zu Beginn der Empfehlung gelungen.

Aussagen zur Demokratie innerhalb der Hochschulen fehlen dann allerdings.  

Interessenvertretungen werden entgegen in ihrer gesetzlichen Aufgabe der Mitwirkung 

allzu oft zu spät in Überlegungen eingebunden und somit vor vollendete Tatsachen 

gestellt. 
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3. Die Aussagen zur Förderung wissenschaftlicher Karrieren reichen nicht aus
Die in Kap. III.2.2 auf Seite 11 aufgeführten Maßnahmen zur Schaffung attraktiver

Bedingungen reichen nicht aus. „3 Jahre Mindestbefristung bei Erstverträgen“ bleibt
hinter der Praxis an vielen Thüringer Hochschulen zurück (und würde realiter einen

Rückschritt darstellen). Die  HIS-/WiNBus-Studie  „Promotionen im Fokus“ ergab eine

durchschnittliche Promotionsdauer von 4,5 Jahren (in Deutschland), die sich durchaus mit

den Erfahrungswerten der Personalräte vor Ort deckt. Vor diesem Hintergrund könnte

eine längere Mindestbefristungsdauer einen Standortvorteil für Thüringen bedeuten sowie

bei den Personalabteilungen vor Ort unnötigen Verwaltungsaufwand reduzieren.

Wir hoffen, dass nicht nur internationalen Wissenschaftler*innen frühzeitig eine 

Bleibeperspektive eröffnet werden soll, diese sollte allen Wissenschaftler*innen geboten 

werden. 

Die Aussagen zu Fachhochschulen sind mehr als unverbindlich und enttäuschen, sowohl 

was deren Promotionsrecht angeht als auch die Schaffung der Möglichkeit von Junior-

/Nachwuchs- bzw. dualen Professuren. Zahlreiche Bundesländer sind auf diesem Gebiet 

Thüringen voraus. 

Positiv sehen wir dem Prüfprozess „Einführung neuer wissenschaftlicher 

Personalkategorie“ entgegen und regen an, diesen mit einer breiten Öffentlichkeit 

(insbesondere den Promovierendenvertretungen, den örtlichen Personalräten und den 

Gewerkschaften) zu diskutieren. 

4. Lehre
Ergänzend zu unseren Ausführungen in Punkt 3 ist es außerdem notwendig

die Angleichungen der Lehrdeputate (Vereinheitlichung zwischen Universitäten und

Fachhochschulen) anzugehen.

Ein zentrales Sprachenangebot als Ergänzung ist vorstellbar. Weniger nachgefragte 

Sprachen können damit in Thüringen gehalten werden, aber die „großen“ Sprachen 

müssen vor Ort angeboten werden.  

Hybride Lehre erfordert technisch gut ausgestattete Räume, spezifische didaktische 

Schulungen und eine entsprechende Infrastruktur. 

https://www.dzhw.eu/pdf/pub_fh/fh-201215.pdf
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Für alle Lehrenden und Forschenden ist die Einheit von Forschung und Lehre zu 

gewährleisten. 

5. Die Aussagen zum Studienangebot wirken bedrohlich und gleichzeitig unkonkret
In Kap. III.3.1 auf S. 16 wird die Einstellung weniger nachgefragter Studienangebote
in Erwägung gezogen, ohne das Aussagen dazu getroffen werden, wie mit dem
Personal in den betroffenen Studiengängen umgegangen werden kann. Das schafft

Verunsicherung insbesondere bei den nicht-verbeamteten Beschäftigten. Aus unserer

Sicht muss es ganz klare Perspektiven für die Beschäftigten geben.

Die Entscheidung muss immer bei der jeweiligen Hochschule unter Einbeziehung des 

örtlichen Personalrats liegen. 

Das Gleiche gilt auch für die an mehreren Stellen postulierte Aussage zur Straffung und 

Modularisierung des Studienangebots in Thüringen. Aussagen zur verstärkten 

Kooperation, Vermeidung von Konkurrenzen zwischen den Hochschulen und 

Modularisierung zwischen den Hochschulen dürfen nicht als Einstieg in einen „Campus 

Thüringen“ missverstanden werden. Das Ministerium sollte daher in seinen Leitlinien 

eindeutig Stellung zur eventuellen Ausdünnung des Studienangebots an den 

Hochschulen beziehen. 

6. Die akademische Weiterbildung soll weiterhin ein Schattendasein führen
Zwar wird in Kap. 2 auf Seite 3 die zunehmend größere Bedeutung der
akademischen Weiterbildung erwähnt, jedoch wird die Ziffer III.3.3 dem nicht
gerecht. Da akademische Weiterbildung zu den Grundaufgaben der Hochschulen gehört,

ist zu klären, inwiefern sie auch eine hoheitliche Aufgabe darstellt und damit auch voll im

Rahmen des Lehrdeputats von Lehrpersonen angerechnet werden kann. Gerade im

Hinblick auf zurückgehende Studierendenzahlen hat die akademische Weiterbildung

einen besonderen Stellenwert.

Eine Ausgründung der Weiterbildung soll nicht erfolgen. Der Billiglohnsektor 

Weiterbildung darf sich nicht auf die Hochschulen ausbreiten. 

7. Verwaltungskooperationen
Unserer Einschätzung nach wird nicht berücksichtigt, dass Kooperationen
erfahrungsgemäß ressourcenaufwändig sind und zusätzliches Personal benötigen.

Kooperationen um des Kooperierens willen sind deshalb zu vermeiden. Des Weiteren
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sollte bei der Ausgestaltung von Kooperationen den Beschäftigteninteressen mehr 

Stellenwert eingeräumt werden. Außerdem sind die Personalvertretungen vor Ort (gemäß 

Thüringer Personalvertretungsgesetz) frühzeitig und umfassend im entsprechenden 

Prozess einzubinden. 

Wir weisen darauf hin, dass es sich bei den dargestellten Kooperationen um 

Veränderungsprozesse handelt, die nur gelingen können, wenn man diese mit einem 

umfassenden Change-Management-Prozess begleitet. 

8. Die Bedeutung guter Arbeitsbedingungen für die Beschäftigten wird nicht genug
gewürdigt
Gute Arbeitsbedingungen und gute Qualität der Arbeit sind zwei Seiten einer Medaille.

Um gute Lehre abzusichern, sind gute Arbeitsbedingungen in der Lehre erforderlich.

Dasselbe gilt für Forschung und für den wissenschaftsunterstützenden Bereich.

Die Formulierungen zum Ausschöpfen des Tarifvertrags unterstützen wir ausdrücklich, die

Umsetzung fehlt in der Praxis (teilweise auch auf Grund der entsprechenden

Durchführungsbestimmungen seitens des Finanzministeriums). Bei allem

Personalgewinnungsunteresse darf das vorhandene Personal nicht vergessen werden.

Thüringen ist selbst Teil der Tarifgemeinschaft Deutscher Länder und verhandelt den

Tarifvertrag mit. Das Thüringer Finanzministerium muss vor den Tarifverhandlungen die

Belange der Hochschulen einholen und entsprechend handeln.

9. Es fehlen verbindliche Aussagen zu einer aufgabengerechten Finanzierung
Um die Hochschulen angesichts wachsender Aufgaben und einer hohen

Preissteigerungsrate auskömmlich zu finanzieren, ist ein klares Bekenntnis zur
(bewährten) Formel „erwartbare wissenschaftsspezifische Kosten- und
Tarifsteigerungen plus 1 Prozent“ erforderlich. Die Rahmenvereinbarungen IV und V

haben den Hochschulen auf diese Weise Planungssicherheit gegeben, wobei

einschränkend zu bemerken ist, dass „3+1%“ seit 2022 inflationsbedingt nicht mehr

ausreichend waren.

Zwar wird in Kap. II auf Seite 3 das Ziel formuliert, den eingeschlagenen Weg

fortzuführen, in Ziffer III.5.1 wird allerdings in Frage gestellt, ob das möglich ist. So wird

schon allein durch die Formulierungen in dem Papier eine Unsicherheit an den

Hochschulen geschürt, die schon jetzt nicht ohne Auswirkungen auf Personalmaßnahmen

ist (Stellenbesetzungssperren, Befristung bei Daueraufgaben). Es wäre ein Fehler, die

Thüringer Hochschulen nicht kontinuierlich auskömmlich zu finanzieren. Sie sind als
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Standortfaktor und zur Stärkung einer demokratischen Gesellschaft essentiell für das 

Land. 

10. Inklusion und Barrierefreiheit
Die Bedeutung der Inklusion wir im vorliegenden Papier nur unzureichend dargestellt.

Maßnahmen für Mitarbeitende und Studierende mit Behinderung und chronischer

Erkrankung und die Gestaltung einer barrierefreien Arbeitsumgebung fehlen ganz. Trotz

guter gesetzlicher Regelungen gehören Festlegungen zu diesen Punkten in ein solch

wichtiges, zukunftweisendes Papier bzw. in die geplanten Leitlinien. In Vorbereitung der

Erarbeitung der Leitlinien äußert sich die Hauptschwerbehindertenvertretung noch einmal

konkret in einer eigenen Stellungnahme zum vorliegenden Empfehlungspapier der AG.

Als HPR begrüßen wir den angestrebten Diskussionsprozess der für alle zehn 
Hochschulen vorgesehen ist. In diesem Prozess sind die Interessenvertretungen der 
entsprechenden Hochschule (bspw. örtliche Personalräte, Assistentenräte, 
Promovierendenvertretungen, Studierendenvertretung, … ) einzubeziehen. 
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